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TOP 17: 

Gesetz zur Änderung von Vorschriften im Bereich des Internationalen 
Privat- und Zivilverfahrensrechts 

Drucksache: 294/17

I. Zum Inhalt des Gesetzes 

Mit dem Gesetz sollen in erster Linie Vorschriften des Internationalen Zivilver-
fahrensrechts geändert, präzisiert oder ergänzt werden. Darüber hinaus soll eine 
Lücke im Internationalen Privatrecht geschlossen werden. 

Im Internationalen Zivilverfahrensrecht (einschließlich der Rechtshilfe und des 
Internationalen Familienverfahrensrechts) hat sich in mehrfacher Hinsicht Klar-
stellungs- und Änderungsbedarf ergeben. Die Gründe hierfür sind unterschied-
licher Art. Im Einzelnen werden Anstöße aus der Rechtsprechung und Rechts-
praxis aufgegriffen. Darüber hinaus hat die jüngere Rechtsprechung des Ge-
richtshofs der Europäischen Union (EuGH) zu Rechtsunsicherheiten für die 
Rechtspraxis geführt. Zudem dient das Gesetz der Anpassung zivilprozessualer 
Vorschriften an die Änderungen der Verordnung (EG) Nr. 861/2007 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 11. Juli 2007 zur Einführung eines eu-
ropäischen Verfahrens für geringfügige Forderungen (ABl. L 199 vom 31. Juli 
2007, S. 1; L 141 vom 5. Juni 2015, S. 118), die zuletzt durch die Verordnung 
(EU) 2015/2421 (ABl. L 341 vom 24. Dezember 2015, S. 1) geändert worden 
ist. Zugleich soll es den Ländern durch eine Ermächtigungsklausel ermöglicht 
werden, die Angelegenheiten in den benannten Verfahren bei spezialisierten 
Gerichten zu konzentrieren. Im Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbu-
che (EGBGB) fehlt bislang eine Vorschrift zur gewillkürten Stellvertretung. 
Das anwendbare Recht beruht insoweit auf Richterrecht und muss in jedem 
Einzelfall eruiert werden. Das Gesetz will diese Gesetzeslücke schließen. 

II. Zum Gang der Beratungen 

Das Gesetz geht zurück auf einen Gesetzentwurf der Bundesregierung, vgl. BR-
Drucksache 653/16. 

Der Bundesrat hat in seiner 952. Sitzung am 16. Dezember 2016 beschlossen, 
gegen den Gesetzentwurf der Bundesregierung gemäß Artikel 76 Absatz 2 des
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Grundgesetzes keine Einwendungen zu erheben, vgl. BR-Drucksache 653/16 
(Beschluss). 

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf der Bundesregierung in seiner 
225. Sitzung am 23. März 2017 aufgrund der Beschlussempfehlung und des Be-
richts seines Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz (vgl. BT-
Drucksache 18/11637) mit Änderungen angenommen. Danach entfällt die noch 
im Gesetzentwurf in Artikel 3 vorgesehene Änderung von § 14 des Gesetzes zur 
Ausführung des Haager Übereinkommens vom 15. November 1965 über die 
Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicher Schriftstücke in Zivil- und Han-
delssachen und des Haager Übereinkommens vom 18. März 1970 über die Be-
weisaufnahme im Ausland in Zivil- und Handelssachen vom 22. Dezem-
ber 1977. Damit wird die ursprünglich vorgesehene Öffnung der Zivilrechtshil-
fe für Verfahren der Dokumentenvorlage (pre-trial discovery of documents) 
nunmehr doch nicht zugelassen. 

III. Empfehlungen der Ausschüsse 

Der Rechtsausschuss empfiehlt dem Bundesrat, zu dem Gesetz einen Antrag 
gemäß Artikel 77 Absatz 2 des Grundgesetzes auf Einberufung des Vermitt-
lungsausschusses nicht zu stellen. 


